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ATOMWAFFENVERBOT MIT KRUX

Der Vertrag zum Verbot von Atomwaffen tritt
am 22.1.2021 in Kraft. Doch er wird im ersten
Schritt nicht einen einzigen Sprengkopf ab-
rüsten.

Der Deal besteht aus zwei Teilen: Staaten ohne
Atomwaffen beschaffen keine. Teil zwei sagt,
dass die Atomwaffenstaaten mit redlicher Ab-
sicht vollständig abrüsten. Teil eins hat mehr
oder weniger geklappt. Was gar nicht klappt: die
Abrüstung. Das war vor über 50 Jahren und der
Deal heißt Nichtverbreitungsvertrag (NPT). Die
ständige Vertröstung bei der Abrüstung hat sich
bei vielen Staaten in Ungeduld ausgewachsen.
Verständlich, denn schon in der ersten Sitzung
der UN-Generalversammlung 1946 wurde die
Entfernung von Atomwaffen aus den nationalen
Waffenbeständen verlangt.

Selbstverpflichtung wird zu Vertrag
Die Ungeduld, dass Abrüstung auf der langen
Bank ist, hat nun ein erfreuliches und konstruk-
tives Zwischenergebnis. Und der Beitrag Öster-
reichs sollte nicht zu kurz kommen. Niemand, so
das Argument, kann humanitär, medizinisch,
wirtschaftlich oder sozial mit den Folgen eines
Atomkrieges fertig werden. Die Konsequenz:
Atomwaffen verbieten. Das Instrument war ein
„Humanitarian Pledge“, eine Selbstverpflichtung.
Die von Österreich gesammelte Unterstützung
war enorm und in der UNO wurden in Folge Ver-

handlungen angestrengt. Im Juli 2017 haben
sich 122 Staaten auf einen Verbotsvertrag ver-
ständigt. Für die wichtigen zivilgesellschaftlichen
Beiträge wurde ICAN – die Internationale Kam-
pagne zur Abschaffung von Atomwaffen – mit
dem Friedensnobelpreis 2017 ausgezeichnet.

Atomwaffenverbot

Verboten ist quasi alles: Entwicklung, Test, Pro-
duktion, Erwerb, Besitz, Stationierung, Aufstel-
lung oder Lagerung. Dieser Vertrag liegt seither
für die Staaten zur Unterschrift und Ratifizierung
auf. Sobald 50 Staaten ratifiziert haben, tritt die-
ser Vertrag nach einer Frist von 90 Tagen in
Kraft. Die Hürde ist genommen und die 50 sind
beisammen. Die Krux an der Sache: das In-
krafttreten wird noch keine einzige Bombe abrü-
sten. Weil keiner der Atomwaffenstaaten und
ihrer Verbündeten zugestimmt haben und daran
auch nicht im Geringsten denken. Und die Welt-
untergangsuhr tickt.

Großmächtekonkurrenz

Die Großwetterlage deutet auf Gewitter. Der
Vertrag zum Verbot von Mittel- und Kurzstrek-
kenraketen ging 2019 perdu, den Raketenab-
wehrvertrag gibt es schon längst nicht mehr, das
Atomabkommen mit dem Iran hat Donald Trump
abgeschrieben und der Vertrag über den Offe-
nen Himmel („Open Skies“) wurde von den USA
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mit Ablaufdatum versehen. Über den letzten bi-
lateralen nuklearen Rüstungskontrollvertrag sei-
ner Art – die Begrenzung strategischer
Nuklearpotentiale (NEW START) – wird gerade
verhandelt. Er läuft im Februar 2021 aus und
eine Einigung ist ungewiss. Das Grundproblem:
Durchboxen von Interessen – auch gegen inter-
nationale Vereinbarungen – und mangelndes
Vertrauen. In vielen Konflikten liegt die nukleare
Karte auf dem Tisch. Die Logik, dass Atomwaf-
fen zu Stabilität führen, ist durch die Praxis viel-
fach widerlegt.

Österreichs Diplomaten ist wahrlich ein Erfolg
gelungen. In der eigenen Wertegemeinschaft
EU will man davon nichts wissen. Bislang haben
neben Österreich nur Irland und Malta den Ver-
botsvertrag ratifiziert. Nicht zufällig neutrale
Staaten. Die meisten EU-Staaten zeigen sich
loyal mit der Nukleardoktrin der NATO und den
in Europa stationierten US-Atombomben. Nicht
weniger schlimm: immer wieder lodert die De-
batte nach einer Europäisierung der französi-
schen Atombomben auf. Über Atomwaffen
hinaus ist nun eine gute Gelegenheit für die
Neutralen in der EU, mehr Druck für zivile Kon-
fliktlösung und Abrüstung zu machen. Breiteste
Mehrheiten der Bevölkerung lehnen Atomwaffen
in Bausch und Bogen ab.

Was ist Sicherheit?

Der kommende nuclearban zeigt auch: die UNO
funktioniert, wenn man sie ihre Arbeit machen
lässt. Auch wenn unmittelbar keine Bombe und
Rakete verschwindet, so liegt ein völkerrechtli-
cher Vertrag zur Weiterarbeit in der Hand. An-
dere Verträge verbieten Biowaffen,
Chemiewaffen oder Landminen. Und die Vorrei-
ter einer atomwaffenfreien Welt verbuchen einen
Etappensieg.

Der Verbotsvertrag ist mehr als nur ein Symbol
und eröffnet zusätzliche Handlungsperspektive,
beispielsweise der Finanzierung der involvierten
Industriezweige einen Riegel vorschieben oder
Durchfuhren zu untersagen. Der Vertrag ist Basis für
eine Debatte, was Sicherheit eigentlich sein soll. Mit

dem Konzept der „menschlichen Sicherheit“ hat die
UNO 1994 einen Anstoß gegeben. Nicht Staaten,
sonder Menschen müssen sicher sein. Sichere Er-
nährung, Sicherheit der Gesundheit und Umwelt
sowie Sicherheit der Gemeinschaft. Der Vertrag
kann also einen Paradigmenwechsel einläuten. Ge-
rade in Corona-Zeiten.

Dieser Artikel erschien in der Ausgabe von UZ Unsere
Zeitung. Die Demokratische. vom 29. Oktober 2020
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ATOMWAFFENVERBOT

Diese 50 Staaten haben den Nuklearwaffen-
verbotsvertrag ratifiziert (Stand per 20.11.
2020)

Antigua und Barbuda ** Bangladesch ** Belize **
Bolivien ** Botswana ** Cookinseln ** Costa Rica
** Dominika ** Ecuador ** El Salvador ** Fidschi
** Gambia ** Guyana ** Honduras (als 50. Staat
am 24.10.2020) ** Irland ** Jamaika ** Kasach-
stan ** Kiribati ** Kuba ** Laos ** Lesotho ** Ma-
laysia ** Malediven ** Malta ** Mexiko ** Namibia
** Nauru ** Neuseeland ** Nicaragua ** Nigeria **
Niue ** Österreich (am 8.5.2018) ** Palästina **
Palau ** Panama ** Paraguay ** Samoa ** San
Marino ** St. Kitts und Nevis ** St. Lucia ** St.
Vincent und die Grenadinen ** Südafrika ** Thai-
land ** Trinidad und Tobago ** Tuvalu ** Uruguay
** Vanuatu ** Vatikan ** Venezuela ** Vietnam;

Quelle: ICAN Deutschland

Pressetermin österreichische UN-Mission New York vor der
Übergabe der Ratifikationsurkunde zum NWVV im Mai 2018.
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